
Allgemeine Geschäftsbedingungen 

der Firma Hegewald & Peschke Meß- und Prüftechnik GmbH 

für die Lieferung, Montage, Instandsetzung und Instandhaltung von Maschinen 

und -teilen, für die Lieferung von Prüfsoftware sowie für Einweisungen und 

Schulungen zum Prüfsystem (Allgemeine Verkaufsbedingungen) 
 
 

 

I.  Geltung 

 

1.  Diese Geschäftsbedingungen werden ausschließlich gegenüber Personen, die bei Abschluss des Ver-

trages in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handeln (Unter-

nehmer) und juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Son-

dervermögen (nachstehend Auftraggeber  genannt) verwendet.  

2.  Alle Lieferungen, Leistungen und Angebote der Firma Hegewald & Peschke Meß- und Prüftechnik 

GmbH (nachfolgend Auftragnehmer genannt) erfolgen ausschließlich aufgrund dieser Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen. Diese sind Bestandteil aller Verträge, die der Auftragnehmer mit seinem Auf-

tragsgeber über die von ihm angebotenen Lieferungen und Leistungen schließt. Sie gelten auch für 

alle zukünftigen Lieferungen, Leistungen und Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht 
nochmals gesondert vereinbart werden.  

3.  Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Dritter finden keine Anwendung, auch wenn der Auf-

tragnehmer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. Selbst wenn der Auftragnehmer 

auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder eines Dritten ent-

hält oder auf solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedin-

gungen.  

 

II.  Angebot und Vertragsschluss 

 

1.  Alle Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich 

als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. Bestellungen oder 

Aufträge kann der Auftragnehmer innerhalb von 14 Tagen nach Zugang annehmen. Der Vertrag wird 

erst durch die Annahme bzw. Auftragsbestätigung in Textform für den Auftragnehmer bindend.  

2.  Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragspartnern ist der in Textform ge-

schlossene Vertrag einschließlich dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Dieser gibt alle Abre-
den zwischen den Vertragspartnern zum Vertragsgegenstand vollständig wieder. Mündliche Zusagen 

des Auftragnehmers vor Abschluss dieses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und mündliche Ab-

reden der Vertragspartner werden durch den Vertrag in Textform ersetzt, sofern sich nicht jeweils 

ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie verbindlich fortgelten.  

3.  Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen Vereinbarungen einschließlich dieser Geschäftsbe-

dingungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. Mit Ausnahme von Geschäftsführern oder 

Prokuristen sind die Mitarbeiter des Auftragnehmers nicht berechtigt, hiervon abweichende münd-

liche Abreden zu treffen.  

4.  Angaben des Auftragnehmers zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung in Prospekten oder an-

deren Unterlagen (z. B. Gewichte, Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische 
Daten) sowie die Darstellung desselben (z. B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annährend 

maßgeblich, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine genaue 

Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, sondern Be-

schreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung.  

Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften erfolgen 

oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bauteilen durch gleichwertige 
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Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck nicht beein-

trächtigen.  

5.  Bei Abweichungen zwischen Prospekten oder anderen Unterlagen und dem technischen Angebot gilt 

letzteres vorrangig. 

6.  Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum oder Urheberrecht an allen von ihm abgegebenen An-

geboten und Kostenvoranschlägen sowie dem Auftraggeber zur Verfügung gestellten Zeichnungen, 

Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterla-

gen und Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zustimmung 

des Auftragnehmers weder als solche noch inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, 

selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf Verlangen des Auftragnehmers diese 
Gegenstände vollständig an diesen zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu vernichten, 

wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn Ver-

handlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. Ausgenommen hiervon ist die Speicherung 

elektronisch zur Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensicherung.  

 

III. Preise und Zahlung 

 

1.  Die Preise gelten für den im Vertrag bzw. in der Auftragsbestätigung aufgeführten Leistungs- und 

Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. Die Preise verstehen 

sich in Euro ab Werk zzgl. Verpackung, der gesetzlichen Mehrwertsteuer, bei Exportlieferungen Zoll 

sowie Gebühren und anderer öffentlicher Abgaben.  

2.  Eine angemessene Preisanpassung ist zulässig, wenn die Lieferung bzw. Leistung erst mehr als vier 

Monate nach Vertragsschluss erfolgen soll und zwischenzeitlich Zölle, Steuern, Frachten, Energiekos-
ten, Löhne usw. eingeführt oder erhöht werden oder wenn sich die Einstandspreise des Auftragneh-

mers infolge von Wechselkursänderungen erhöhen.  

3.  Rechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen ohne Abzug zu bezahlen, sofern nicht etwas anderes 

in Textform vereinbart ist. Maßgebend für das Datum der Zahlung ist der Eingang beim Auftragneh-

mer. Die Zahlung per Scheck ist ausgeschlossen, sofern sie nicht im Einzelfall gesondert vereinbart 

wird. Leistet der Auftraggeber bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge ab dem Tag der 

Fälligkeit mit 5 % p.a. zu verzinsen. Die Geltendmachung höherer Zinsen und weiterer Schäden im 

Falle des Verzuges bleibt unberührt. 

4.  Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder die Zurückbehaltung von Zahlungen 

wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Gegenansprüche unbestritten, entscheidungs-
reif oder rechtskräftig festgestellt sind.  

5.  Der Auftragnehmer ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen und Leistungen nur gegen    Vo-

rauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder zu erbringen, wenn ihm nach Abschluss des 

Vertrages Umstände bekannt werden, welche die Kreditwürdigkeit des Auftraggebers wesentlich zu 

mindern geeignet sind oder durch welche die Bezahlung der offenen Forderungen des Auftragneh-

mers durch den Auftraggeber aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis (einschließlich aus anderen Ein-

zelaufträgen, für die derselbe Rahmenvertrag gilt) gefährdet wird.  

 

IV.  Lieferung und Lieferzeit von Gegenständen 

 

1. Lieferungen erfolgen ab Werk.  

2. Vom Auftragnehmer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferung und Leistung gelten stets 

nur annähernd, es sei denn, dass ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder 
vereinbart ist.  

Sofern Versendung vereinbart wurde, beziehen sich die Fristen und Liefertermine auf den Zeitpunkt 

der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit dem Transport beauftragten Dritten. 
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3. Der Auftragnehmer kann – unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des Auftraggebers – vom Auftrag-

geber eine Verlängerung von Liefer- und Leistungsfristen oder eine Verschiebung von Liefer- und 

Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der Auftraggeber seinen vertraglichen Pflich-

ten dem Auftragnehmer gegenüber nicht nachkommt. 

4. Der Auftragnehmer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder Lieferverzögerungen, soweit 

diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorherseh-

bare Ereignisse (z. B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in der Material- oder Energiebe-

schaffung, Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, 

Energie- oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen behördlichen Ge-

nehmigungen, behördliche Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige 
Belieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten 

hat. Sofern solche Ereignisse dem Auftragnehmer die Lieferung oder Leistung wesentlich erschweren 

oder unmöglich machen und die Behinderung nicht nur von vor-übergehender Dauer ist, ist der Auf-

tragnehmer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen vorübergehender Dauer verlän-

gern sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um 

den Zeitraum der Behinderung zzgl. einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Auftraggeber in-

folge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zuzumuten ist, kann er durch 

unverzügliche Erklärung in Textform gegenüber dem Auftragnehmer vom Vertrag zurücktreten. 

5. Gerät der Auftragnehmer mit einer Lieferung oder Leistung in Verzug oder wird im eine Lieferung 

oder Leistung, gleich aus welchem Grund, unmöglich, so ist die Haftung des Auftragnehmers auf 
Schadensersatz nach Maßgabe der Ziffer VIII. dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen beschränkt. 

 

V. Erfüllungsort, Versand, Verpackung, Gefahrenübergang, Abnahme 

 

1.  Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis ist der Geschäftssitz des Auftrag-

nehmers, soweit nichts anderes bestimmt ist. Schuldet der Auftragnehmer (auch) eine Montage, In-

standsetzung oder Instandhaltung, ist Erfüllungsort der Ort, an dem diese Leistung zu erfolgen hat.  

2.  Die Versandart und die Verpackung unterstehen dem pflichtgemäßen Ermessen des Auftragneh-

mers.  

3.  Die Gefahr geht spätestens mit Übergabe des Liefergegenstandes (wobei der Beginn des Verladevor-

gangs maßgeblich ist) an den Spediteur, Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung be-

stimmten Dritten auf den Auftraggeber über. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder 

der Auftragnehmer noch andere Leistungen (z. B. Versand oder Montage) übernommen hat. Verzö-
gert sich der Versand oder die Übergabe infolge eines Umstandes, dessen Ursache beim Auftragge-

ber liegt, geht die Gefahr von dem Tag an auf den Auftraggeber über, an dem der Liefergegenstand 

versandbereit ist und der Auftragnehmer dies dem Auftraggeber angezeigt hat.  

4.  Lagerkosten nach Gefahrenübergang trägt der Auftraggeber. Bei Lagerung durch den Auftragnehmer 

betragen die Lagerkosten 0,05 % des Rechnungsbetrages der zu lagernden Liefergegenstände pro 

Werktag. Die Geltendmachung und der Nachweis weiterer oder geringerer Lagerkosten bleiben vor-

behalten.  

5.  Die Sendung wird vom Auftragnehmer nur auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers und auf 

dessen Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und Wasserschäden oder sonstige versi-

cherbare Risiken versichert.  

6.  Soweit eine Abnahme stattzufinden hat, gilt der Liefergegenstand bzw. die Leistung als abgenom-

men, wenn  

 

• die Lieferung und, sofern der Auftragnehmer auch die Montage sowie ggfs. die Einweisung 

schuldet, diese abgeschlossen ist,  

• der Auftragnehmer dies dem Auftraggeber unter Hinweis auf die Abnahme nach Ziffer V. 6. mit-
geteilt und ihn zur Abnahme aufgefordert hat, 
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• seit der Lieferung bzw. der Montage sowie ggfs. der Einweisung 12 Werktage vergangen sind 

oder der Auftraggeber mit der Nutzung des Liefergegenstandes begonnen hat (z. B. den Liefer-

gegenstand in Betrieb genommen hat) und in diesem Fall seit Lieferung oder Montage sowie 

ggf. Einweisung sechs Werktage vergangen sind und der Auftraggeber die Abnahme innerhalb 

dieses Zeitraumes aus einem anderen Grund als wegen eines dem Auftragnehmer angezeigten 

Mangels, der die Nutzung des Liefergegenstandes bzw. Leistung unmöglich macht oder wesent-

lich beeinträchtigt, unterlassen hat.  

 

VI. Gewährleistung, Sachmängel 

 

1.  Die Gewährleistungsfrist beträgt ein Jahr ab Lieferung oder, soweit eine Abnahme erforderlich ist, ab 

der Abnahme. Diese Frist gilt nicht für Schadensersatzansprüche des Auftraggebers aus der Verlet-
zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder aus vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 

Pflichtverletzungen des Auftragnehmers oder seines Erfüllungsgehilfen, welche jeweils nach den ge-

setzlichen Vorschriften verjähren.  

2.  Die gelieferten Gegenstände sind unverzüglich nach Ablieferung an den Auftraggeber oder an den 

von ihm bestimmten Dritten sorgfältig zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher Mängel 

oder anderer Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung erkennbar gewesen 

wären, als vom Auftraggeber genehmigt, wenn dem Auftragnehmer nicht binnen sieben Werktagen 

nach Ablieferung eine Mängelrüge in Textform zugeht. Hinsichtlich anderer Mängel gelten die Liefer-

genstände als vom Auftraggeber genehmigt, wenn die Mängelrüge dem Auftragnehmer nicht binnen 

sieben Werktagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem sich der Mangel zeigte.  

War der Mangel für den Auftraggeber bei normaler Verwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt 

erkennbar, ist jedoch dieser frühere Zeitpunkt für den Beginn der Rügefrist maßgeblich. Auf Verlan-

gen des Auftragnehmers ist ein beanstandeter Liefergegenstand frachtfrei an den Auftragnehmer 

zurückzusenden. Bei berechtigter Mängelrüge vergütet der Auftragnehmer die Kosten des günstigs-

ten Versandweges. Dies gilt nicht, soweit sich die Kosten erhöhen, weil sich der Liefergegenstand an 

einem anderen Ort als dem Ort des bestimmungsgemäßen Gebrauches befindet.  

3.  Bei Sachmängeln des Liefergegenstandes ist der Auftragnehmer nach seiner innerhalb angemessener 

Frist zu treffenden Wahl zunächst zur Nachbesserung oder Ersatzlieferung verpflichtet und berech-

tigt. Im Falle des Fehlschlagens, d.h. der Unmöglichkeit, Unzumutbarkeit, Verweigerung oder unan-

gemessener Verzögerung der Nachbesserung oder Ersatzlieferung kann der Auftraggeber vom Ver-
trag zurücktreten oder den vereinbarten Preis angemessen mindern.  

4.  Beruht ein Mangel auf dem Verschulden des Auftragnehmers, kann der Auftraggeber unter den in 

Ziffer VIII. bestimmten Voraussetzungen Schadensersatz verlangen. 

5.  Bei Mängeln von Bauteilen anderer Hersteller, die der Auftragnehmer aus lizenzrechtlichen oder tat-

sächlichen Gründen nicht beseitigen kann, wird der Auftragnehmer nach seiner Wahl seine Gewähr-

leistungsansprüche gegen die Hersteller und Lieferanten für Rechnung des Auftraggebers geltend 

machen oder an den Auftraggeber abtreten.  

Gewährleistungsansprüche gegen den Auftragnehmer bestehen bei derartigen Mängeln unter den 

sonstigen Voraussetzungen und nach Maßgabe dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen nur, wenn 

die gerichtliche Durchsetzung der vorstehend genannten Ansprüche gegen den Hersteller und Liefe-
ranten erfolglos war oder beispielsweise aufgrund einer Insolvenz aussichtlos ist.  

Während der Dauer des Rechtsstreites ist die Verjährung der betreffenden Gewährleistungsansprü-

che des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer gehemmt.  

6.  Die Gewährleistung entfällt, wenn der Auftraggeber ohne Zustimmung des Auftragnehmers den Lie-

fergegenstand ändert oder durch Dritte ändern lässt und die Mangelbeseitigung hierdurch unmöglich 

oder unzumutbar erschwert wird. In jedem Fall hat der Auftraggeber die durch die Änderung entste-

henden Mehrkosten der Mangelbeseitigung zu tragen.  

7.  Eine im Einzelfall mit dem Auftraggeber vereinbarte Lieferung gebrauchter Gegenstände erfolgt un-

ter Ausschluss jeglicher Gewährleistung für Sachmängel.  
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VII. Haftung auf Schadensersatz wegen Verschuldens 

 

1.  Die Haftung des Auftragnehmers auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere 

aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung oder Leistung, Vertragsverletzung, 

Verletzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei 

jeweils auf ein Verschulden ankommt, gemäß nachstehender Maßgabe eingeschränkt.  

2.  Der Auftragnehmer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe, gesetzlicher Vertre-

ter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um eine Verletzung vertrags-

wesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich ist eine Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsge-

mäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftrag-

geber vertrauen darf. 

3.  Soweit der Auftragnehmer gemäß VIII. 2. dem Grunde nach auf Schadensersatz haftet, ist diese Haf-

tung auf Schäden begrenzt, die der Auftragnehmer bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer Ver-

tragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte vo-

raussehen müssen.  

Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstandes bzw. der Leis-

tung sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwen-

dung des Liefergegenstandes bzw. der erbrachten Leistung typischerweise zu erwarten sind.  

4.  Im Falle einer Haftung für einfache Fahrlässigkeit ist die Ersatzpflicht des Auftragnehmers für Sach-

schäden und darauf resultierende weitere Vermögensschäden auf einen Betrag je Schadensfall in 

nachstehender Höhe beschränkt, auch wenn es sich um eine Verletzung vertragswesentlicher Pflich-
ten handelt: 

 

• 3 Mio Euro pauschal für Personen- und/oder Sachschäden 

• 100.000 Euro für Vermögensschäden 

• Höchstersatzleistung für eine einzelne Person ist auf 2 Mio Euro begrenzt. 

 

5.  Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und –beschränkungen gelten in gleichem Umfang zugunsten 

der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen des Auftragneh-

mers. 

6.  Soweit der Auftragnehmer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese Auskünfte 

oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehö-

ren, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 

7.  Die Haftungseinschränkungen nach VII. gelten nicht für die Haftung des Auftragnehmers wegen vor-

sätzlichen Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen Verletzung des Lebens, des 

Körpers oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz. 
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VIII. Schutzrechte 

 

1.  Der Auftragnehmer steht dafür ein, dass der Liefergegenstand frei von gewerblichen Schutzrechten 

oder Urheberrechten Dritter ist. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer unverzüglich in Textform 

benachrichtigen, falls ihm gegenüber Ansprüche wegen der Verletzung solcher Rechte geltend ge-

macht werden.  

2.  In dem Fall, dass der Liefergegenstand ein gewerbliches Schutzrecht oder Urheberrecht eines Dritten 

verletzt, wird der Auftragnehmer nach seiner Wahl und auf seine Kosten den Liefergegenstand derart 
abändern oder austauschen, dass keine Rechte Dritter mehr verletzt werden, der Liefergegenstand 

aber weiterhin die vertraglich vereinbarten Funktionen erfüllt oder dem Auftraggeber durch Ab-

schluss eines Lizenzvertrages das Nutzungsrecht verschaffen. Gelingt dem Auftragnehmer dies inner-

halb eines angemessenen Zeitraumes nicht, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Vertrag zurückzu-

treten oder den vereinbarten Preis angemessen zu mindern. Etwaige Schadensersatzansprüche des 

Auftraggebers unterliegen den Beschränkungen der Ziffer VIII. dieser Allgemeinen Geschäftsbedin-

gungen. 

3.  Bei Rechtsverletzungen durch vom Auftragnehmer gelieferte Produkte anderer Hersteller wird der 

Auftragnehmer nach seiner Wahl seine Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten für Rech-

nung des Auftraggebers geltend machen oder an den Auftraggeber abtreten. Ansprüche gegen den 
Auftragnehmer bestehen in diesen Fällen nur, wenn die gerichtliche Durchsetzung der vorstehend 

genannten Ansprüche gegen die Hersteller und Vorlieferanten erfolglos war oder beispielsweise auf-

grund einer Insolvenz aussichtlos ist.  

 

IX. Besondere Bedingungen bei der Lieferung von Prüfsoftware 

 

1. Der Auftragnehmer gewährleistet gemäß den Vorschriften der §§ 434 ff. BGB, dass die Software mit 

den vom Auftragnehmer in der zugehörigen Programmdokumentation aufgeführten Spezifikationen 

übereinstimmt sowie mit der gebotenen Sorgfalt und Fachkenntnis erstellt worden ist. Dennoch ist 

nach dem derzeitigen Stand der Technik der völlige Ausschluss von Softwarefehlern nicht möglich.  

2. Die Software (Programm, Bibliotheken, Sprachfiles, Graphiken und Benutzerhandbuch) ist rechtlich 

geschützt. Das Urheberrecht, Patentrechte, Markenrechte und alle sonstigen Leistungsschutzrechte 
an der Software sowie an sonstigen Gegenständen, die der Auftragnehmer dem Auftraggeber im 

Rahmen der Vertragsanbahnung und -durchführung überlässt oder zugänglich macht, stehen im Ver-

hältnis der Vertragspartner ausschließlich dem Auftragnehmer zu. Soweit die Rechte Dritten zu-

stehen, hat der Auftragnehmer entsprechende Verwertungsrechte.  
 

3. Der Auftraggeber ist nur berechtigt, mit dem Programm eigene Daten selbst im eigenen Betrieb für 

eigene Zwecke zu verarbeiten. Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber hiermit die für diese 
Nutzung notwendigen Befugnisse als einfaches Nutzungsrecht ein, einschließlich des Rechts zur 

Fehlerbeseitigung.  
 

4. Der Auftraggeber darf die für einen sicheren Betrieb erforderlichen Sicherungskopien der Pro-

gramme erstellen. Die Sicherungskopien müssen sicher verwahrt werden und, soweit technisch mög-

lich, mit dem Urheberrechtsvermerk des Original-Datenträgers oder der online-übertragenen Fas-

sung der Software versehen werden. Urheberrechtsvermerke, Warenzeichen und Produktkennzeich-

nung dürfen nicht gelöscht, geändert oder unterdrückt werden. Nicht mehr benötigte Kopien sind zu 
löschen oder zu vernichten. Ein Benutzerhandbuch und andere vom Auftragnehmer überlassene Un-

terlagen dürften nur für betriebsinterne Zwecke kopiert werden.  
 

5. Alle anderen Verwertungshandlungen, insbesondere die Veräußerung, die Vermietung, der Verleih 

und die Verbreitung in körperlicher oder unkörperlicher Form, der Gebrauch der Software durch und 

für Dritte (z. B. durch Outsourcing) sind ohne vorherige Zustimmung in Textform des Auftragnehmers 

nicht erlaubt.  



Allgemeine Verkaufsbedingungen der Firma Hegewald & Peschke Meß- und Prüftechnik GmbH 

 

- Seite 7 von 10 - 

 

Im Falle einer Übertragung der Nutzung an Dritte hat der Auftraggeber den Dritten zu verpflichten, 

dass er die Bedingungen des Vertrages einhält und sich keine Kopien an der Software (einschließlich 

etwaiger Vorversionen) zurückbehält. Der Auftraggeber sowie der Dritte dürfen die Software weder 

zurückentwickeln (Reverse Engineering), dekompilieren noch disassemblieren. Im Übrigen bleiben 

die Vorschriften der §§ 69d, 69e UrhG unberührt.  
 

6. Vertragsgegenstände, Unterlagen, Vorschläge, Testprogramme usw. des Auftragnehmers, die dem 

Auftraggeber vor oder nach Vertragsabschluss zugänglich werden, gelten als geistiges Eigentum und 
als Geschäfts- und Betriebsgeheimnis des Auftragnehmers. Sie unterliegen ebenfalls der Geheimhal-

tungspflicht des Auftraggebers.  
 

7. An geänderter, erweiterter oder neu erstellter Software erwirbt der Auftraggeber dieselben Rechte 

wie an der zunächst überlassenen Software. 
 

8. Das Eigentum an den gelieferten Sachen und die Nutzungsrechte gehen erst mit vollständiger Bezah-

lung der vertragsgemäßen Vergütung auf den Auftraggeber über. Zuvor hat er nur ein vorläufiges, 

widerrufbares Nutzungsrecht.  
 

9. Der Auftragnehmer kann die Nutzungsrechte bei Vertragsende sowie aus wichtigem Grund beenden. 

Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem Auftragnehmer unter Berücksichtigung aller Umstände des 

Einzelfalls und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der dauerhafte Verbleib der Software 

beim Auftraggeber nicht zuzumuten ist, insbesondere wenn er in erheblicher Weise gegen die Soft-
warenutzungsbedingungen verstößt. Nach Vertragsbeendigung kann der Auftragnehmer vom Auf-

traggeber die Rückgabe der überlassenen Gegenstände verlangen oder die Versicherung in Textform, 

dass sie vernichtet sind, außerdem die Löschung oder Vernichtung aller Kopien der Gegenstände und 

die Versicherung in Textform, dass dies geschehen ist, verlangen.  

 

X. Eigentumsvorbehalt bei Lieferung von Maschinen und -teilen 

 

1. Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Sicherung aller jeweils bestehenden der-

zeitigen und künftigen Forderungen des Auftragnehmers gegenüber dem Auftraggeber aus dem zwi-

schen den Vertragspartnern bestehenden Liefervertrag. 

2. Der vom Auftragnehmer an den Auftraggeber gelieferte Gegenstand bleibt bis zur vollständigen Be-
zahlung aller gesicherten Forderungen Eigentums des Auftragnehmers. Der Liefergegenstand sowie 

die nach den nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom Eigentumsvorbehalt er-

fasste Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt.  

3. Der Auftraggeber verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Auftragnehmer.  

4. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt des Verwertungsfalles (Absatz 

9.) im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu veräußern. Verpfändungen und 

Sicherungsübereignungen sind unzulässig. 

5. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber verarbeitet, so wird vereinbart, dass die Verarbeitung im 

Namen und für Rechnung des Auftragnehmers als Hersteller erfolgt und der Auftragnehmer unmit-

telbar das Eigentum oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigentümer erfolgt oder der 
Wert der verarbeiteten Sache höher ist als der Wert der Vorbehaltsware – das Miteigentum (Bruch-

teilseigentum) an der neue geschaffenen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zum 

Wert der neugeschaffenen Sache erwirbt. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb beim Auf-

tragnehmer eintreten sollte, überträgt der Auftraggeber bereits jetzt sein künftiges Eigentum oder – 

im oben genannten Verhältnis – Miteigentum an der neu geschaffenen Sache zur Sicherheit an den 

Auftragnehmer. Wird die Vorbehaltsware mit anderen Sachen zu einer einheitlichen Sache verbun-

den oder untrennbar vermischt und ist die andere Sache als Hauptsache anzusehen, so überträgt der 

Auftraggeber, soweit die Hauptsache ihm gehört, dem Auftragnehmer anteilig das Miteigentum an 

der einheitlichen Sache in dem nach Satz 1 genannten Verhältnis. 
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6. Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Auftraggeber bereits jetzt sicherungshal-

ber die hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber – bei Miteigentum des Auftragnehmers 

an der Vorbehaltsware anteilig entsprechend dem Miteigentumsanteil – an den Auftragnehmer ab. 

Gleiches gilt für sonstige Forderungen, die an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hin-

sichtlich der Vorbehaltsware entstehen, wie z. B. Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus uner-

laubter Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Der Auftragnehmer ermächtigt den Auftraggeber wi-

derruflich, die an den Auftragnehmer abgetretenen Forderungen im eigenen Namen einzuziehen. 

Der Auftragnehmer darf diese Einzugsermächtigung nur im Verwertungsfall widerrufen. 

7. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung,  wird der Auftraggeber sie 

unverzüglich auf das Eigentum des Auftragnehmers hinweisen und den Auftragnehmer hierüber in-

formieren, um ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht 

in der Lage ist, dem Auftragnehmer die in diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Auftraggeber dem Auftragnehmer. 

8. Der Auftragnehmer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle tretenden Sachen oder Forde-

rungen freigeben, soweit ihr Wert die Höhe der gesicherten Forderung um mehr als 50 % übersteigt. 

Die Auswahl der danach freizugebenden Gegenstände liegt beim Auftragnehmer. 

9. Beendet der Auftragnehmer bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers – insbesondere Zah-

lungsverzug – den Vertrag z. B. durch Rücktritt (Verwertungsfall), ist er berechtigt, die Vorbehalts-

ware herauszuverlangen. 

 

XI. Mitwirkung und technische Hilfeleistung des Auftraggebers bei Montage, Instandsetzung, 

Instandhaltung sowie für die Einweisung in das Prüfsystem und Schulungsmaßnahmen au-

ßerhalb des Werkes des Auftragnehmers 

 

1.  Der Auftraggeber hat das Personal des Auftragnehmers bei der Durchführung der Montage-, Instand-

setzungs- und Instandhaltungsarbeiten sowie für die Einweisung und Schulungsmaßnahmen auf 

seine Kosten zu unterstützen.  

2. Der Auftraggeber hat die zum Schutz von Personen und Sachen am Arbeitsplatz notwendigen spezi-

ellen Maßnahmen zu treffen. Er hat die Mitarbeiter des Auftragnehmers über bestehende spezielle 

Sicherheitsvorschriften zu unterrichten, soweit diese für die Durchführung der Arbeiten von Bedeu-

tung sind. Er benachrichtigt den Auftragnehmer von Verstößen der Mitarbeiter gegen solche Sicher-
heitsvorschriften.  

3. Der Auftraggeber ist auf seine Kosten zur technischen Hilfeleistung verpflichtet, insbesondere zu: 

 

a) Bereitstellung der notwendigen geeigneten Hilfskräfte in der für die Durchführung der Arbeiten 

erforderlichen Zahl und für die erforderliche Zeit; die Hilfskräfte haben die Weisungen der Mit-

arbeiter des Auftragnehmers zu befolgen. Der Auftragnehmer übernimmt für die Hilfskräfte 

keine Haftung. Ist durch die Hilfskräfte ein Mangel oder Schaden aufgrund von Weisungen der 

Mitarbeiter des Auftragnehmers entstanden, so gelten die Haftungsvorschriften nach VI. und 
VII. dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 

b) Vornahme aller Bau-, Bettungs- und Gerüstarbeiten einschließlich Beschaffung der notwendigen 

Baustoffe, 

c) Bereitstellung der erforderlichen Vorrichtungen und schweren Werkzeuge (z. B. Kran, Hebevor-

richtungen) sowie der erforderlichen Bedarfsgegenstände und -stoffe, 

d) Bereitstellung von Heizung, Beleuchtung, Betriebskraft, Wasser einschließlich der erforderlichen 

Anschlüsse, 

e) Bereitstellung notwendiger, trockener und verschließbarer Räume für die Aufbewahrung des 

Werkzeuges des Auftragnehmers, 

f) Schutz der Arbeitsstelle und -materialien vor schädlichen Einflüssen jeglicher Art, Reinigen der 
Arbeitsstelle, 
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g) Bereitstellung geeigneter, diebessicherer Aufenthalts- und Arbeitsräume (mit Beheizung, Be-

leuchtung, Waschgelegenheit, sanitäre Einrichtungen) und Erste-Hilfe für die Mitarbeiter des 

Auftragnehmers 

h) Bereitstellung der Materialen und Vornahme der sonstigen Handlungen, die zur Einregulierung 

des zu bearbeitenden Gegenstandes und zur Durchführung einer vertraglich vorgesehenen Er-

probung notwendig sind. 

4. Die technische Hilfeleistung des Auftragnehmers muss gewährleisten, dass die Arbeiten unverzüglich 

nach Ankunft der Mitarbeiter des Auftragnehmers begonnen und ohne Verzögerung bis zur Ab-

nahme durch den Auftraggeber durchgeführt werden können. Soweit besondere Pläne oder Anlei-

tungen des Auftragnehmers erforderlich sind, stellt dieser sie dem Auftraggeber rechtzeitig zur Ver-
fügung. 

5. Kommt der Auftraggeber seinen Pflichten nicht nach, so ist der Auftragnehmer nach Fristsetzung 

berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die dem Kunden obliegenden Handlungen an dessen Stelle und 

auf dessen Kosten vorzunehmen. Im Übrigen bleiben die gesetzlichen Rechte und Ansprüche des 

Auftragnehmers unberührt.  

 

XII. Besondere Bedingungen bei Instandsetzungen und Instandhaltungen (z. B. Wartung, Ka-

librierung), Schulungen und Einweisungen 

 

1. Der Auftragnehmer gibt dem Auftraggeber bei Vertragsabschluss den voraussichtlichen Preis an. An-

derenfalls kann der Auftraggeber Kostengrenzen setzen. Können die Arbeiten zu diesen Kosten nicht 

durchgeführt werden oder hält der Auftragnehmer während der Ausführung zusätzliche Arbeiten für 

notwendig, so ist das Einverständnis des Auftraggebers einzuholen, wenn die angegebenen Kosten 
um mehr als 15 % überschritten werden. Wird vor der Ausführung der Arbeiten ein Kostenvoran-

schlag mit verbindlichen Preisansätzen gewünscht, so ist dies vom Kunden ausdrücklich zu verlangen. 

Ein derartiger Kostenvoranschlag ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, nur verbindlich, wenn er 

in Textform abgegeben wird. Er ist zu vergüten. Die zur Abgabe des Kostenvoranschlages erbrachten 

Leistungen werden dem Auftraggeber nicht berechnet, soweit sie bei der Durchführung der Arbeiten 

verwertet werden können.  

2. Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlages erbrachten Leistungen sowie der weitere entstandene 

und zu belegende Aufwand (Fehlersuchzeit = Arbeitszeit) werden dem Auftraggeber in Rechnung ge-

stellt, wenn Leistungen aus vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Gründen nicht durchgeführt 

werden können, insbesondere weil 

 

• der beanstandete Fehler bei der Inspektion nicht aufgetreten ist, 

• Ersatzteile nicht zu beschaffen sind, 

• der Auftraggeber den vereinbarten Termin schuldhaft versäumt hat, 

• der Vertrag während der Durchführung gekündigt worden ist.  
 

 Der bearbeitete Gegenstand braucht nur auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers gegen Er-

stattung der Kosten wieder in den ursprünglichen Zustand zurückversetzt werden, es sei denn, dass 

die vorgenommenen Arbeiten nicht erforderlich waren. Bei nicht durchführbaren Arbeiten haftet der 

Auftragnehmer für etwaige Schäden nur nach Maßgabe der Ziffer VII. dieser Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen. 

 

XIII. Schlussbestimmungen 

 

1. Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-

rechtliches Sondervermögen oder hat er in der Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen Ge-

richtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung zwischen 



Allgemeine Verkaufsbedingungen der Firma Hegewald & Peschke Meß- und Prüftechnik GmbH 

 

- Seite 10 von 10 - 

 

den Vertragspartnern der Sitz des Auftragnehmers. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über aus-

schließliche Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung unberührt.  

2. Die Beziehungen zwischen den Vertragspartnern unterliegen ausschließlich dem Recht der Bundes-

republik Deutschland. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den interna-

tionalen Warenkauf vom 11.04.1980 (CISG) gilt nicht. 

3. Sollten eine einzelne Bestimmungen der vorstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirk-

sam sein oder werden, wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen und des Vertrages 

im Übrigen nicht berührt. Die Vertragspartner werden den Vertrag alsdann mit einer wirksamen Er-

satzregelung durchführen, die dem mit der weggefallenen Bestimmung verfolgen wirtschaftlichen 

Zweck am nächsten kommt. Das gleiche gilt für Regelungslücken sinngemäß.  

4. Die Vertragspartner sind sich einig, dass die persönlichen Daten zur Durchführung dieses Vertrages 

gespeichert, genutzt und verarbeitet werden dürfen. Auch eine Datenübermittlung an Dritte ist zu-

lässig, soweit dies für die Vertragserfüllung erforderlich ist. 

 

 

Nossen, 01.11.2016 

 

Hegewald & Peschke Meß- und Prüftechnik GmbH 

 

 


